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Die USA und Europa pflegen traditio-
nell enge Handelsbeziehungen; die Zölle 
für die Einfuhr der meisten Waren sind 
auf beiden Seiten des Atlantiks niedrig. 
Seit sich die asiatischen Länder und ehe-
malige Ostblock-Staaten zunehmend in 
den Welthandel integrieren, hat die Be-
deutung der beiden Partner füreinander 
abgenommen. Dennoch versprechen 
sich sowohl die Europäische Union als 
auch die USA von einer gemeinsamen 
Freihandelszone eine Intensivierung des 
transatlantischen Handels.

Simulationsstudien beziffern die 
langfristigen Effekte eines umfassenden 
Handelsabkommens recht unterschied-
lich, zeigt IMK-Forscherin Sabine Ste-
phan. Das Centre for Economic Policy 
Research kommt im Schnitt auf ein 
zusätzliches jährliches Wachstum von 
etwa 0,03 Prozentpunkten für die EU 
und die USA. Studien des ifo-Instituts 
und der Bertelsmann-Stiftung sind da 
optimistischer: Hier legen Deutschland 
und die EU jährlich um 0,34 Prozentpunkte zu, die USA so-
gar um 0,96 Prozentpunkte. In einem Zeitraum von 15 Jah-
ren würden aber laut ifo-Institut auch dann in der EU nur 
maximal 400.000 neue Arbeitsplätze entstehen – unter der 
Voraussetzung, dass das Handelsabkommen genauso weit-
reichend ausfällt wie ein EU-Beitritt der USA. 

Alle Modellrechnungen beruhen entscheidend auf der 
Annahme, dass neben tarifären auch nichttarifäre Handels-
hemmnisse abgebaut werden – also Qualitätsstandards, tech-
nische Normen und Kennzeichnungspflichten angeglichen 
werden. Ein Beispiel wären hier genmanipulierte Lebensmit-
tel. Die müssen in den USA nicht gekennzeichnet werden, 
was das deutsche Verbraucherschutzministerium und eine 
Mehrheit der Bürger vehement ablehnen. Angesichts solch 
gravierender Konfliktpunkte lasse sich also gar nicht sagen, 
wie weitreichend das Handelsabkommen ausfallen werde, 
so Stephan.

Hinzu kommt: „Die beiden Wirtschaftsräume planen nicht 
nur ein Handels- sondern auch ein Investitionsabkommen, 
das eine Investitionsschutzklausel beinhalten wird“, so die 
IMK-Forscherin. Diese sei eigentlich dazu gedacht, auslän-
dische Investoren gegen willkürliche Enteignung und Diskri-
minierung zu schützen. Erfahrungen in bereits existierenden 
Freihandelszonen zeigten aber, dass immer mehr ausländi-
sche Investoren gegen Gesundheits- und Umweltschutzaufla-
gen sowie Entscheidungen der Sozial- und Wirtschaftspolitik 
klagen, wenn sie ihre geplanten Gewinne bedroht sehen. Sol-
che Investor-Staat-Klagen können Entschädigungszahlungen 
in Milliardenhöhe nach sich ziehen.

Einen Vorgeschmack geben zum Beispiel Gerichtsprozesse 
im Rahmen des nordamerikanischen Freihandelsabkommens 
NAFTA. So verklagt die US-Firma Lone Pine den kanadi-
schen Staat auf eine Entschädigungszahlung in Höhe von 
250 Millionen Dollar. Grund ist das von Kanada verhängte 
Moratorium für das so genannte Fracking von Schiefergas 
und Öl. Auch innerhalb der EU gibt es bereits Investor-Staat-
Klagen: Als nach der Nuklearkatastrophe von Fukushima 
die Bundesregierung den Ausstieg aus der Atomenergie be-
schloss, verklagte der schwedische Energieriese Vattenfall 
Deutschland auf 3,7 Milliarden Euro Schadenersatz. Oft rei-
che aber auch allein die Androhung einer Klage, um Gesetze 
zu verhindern oder zu verwässern, warnt die Außenhandels-
Expertin.

Nach Informationen der Welthandels- und Entwicklungs-
konferenz UNCTAD gab es bis Ende 2012 weltweit 514 sol-
cher Gerichtsverfahren, Tendenz stark steigend. Unterneh-
men auf beiden Seiten des Atlantiks zeichnen bereits jetzt für 
jeweils über die Hälfte der ausländischen Direktinvestitionen 
verantwortlich – daher ihr großes Interesse an einem Investi-
tionsabkommen. Darüber hinaus hofften global operierende 
Großkonzerne, die Vereinbarung zwischen der EU und den 
USA möge als Blaupause für den Investitionsschutz auf der 
ganzen Welt dienen, so Stephan. „Das wird der Weg sein, auf 
dem Arbeits-, Sozial-, Verbraucherschutz und Umweltschutz-
standards ausgehebelt werden.“   B

FreihandeLsabkommen

hoher Preis für wenig wachstum 
eine gemeinsame Freihandelszone könnte der eu und den usA langfristig einige hunderttausend neue 

Arbeitsplätze bringen. Großkonzerne betreiben allerdings im rahmen des geplanten handelsabkommens 

die Aushebelung von Arbeitnehmerrechten, Gesundheits- und umweltschutzauflagen.
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